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Übertragbare Krankheiten
Die HPV-Impfprogramme in der Schweiz: eine Synthese
von 2007 bis 2010

2. ZIEL DER EINFÜHRUNG EINES
HPV-IMPFPROGRAMMS

Studien bei noch nicht infizierten
Frauen zwischen 15 und 26 Jahren
konnten eine Wirksamkeit der HPV-
Impfung gegen CIN2+, verursacht
durch HPV 16 und 18, zwischen
93% und 98% sowie gegen CIN2+,
unabhängig vom auslösenden Typ,
zwischen 46% und 70% zeigen
[6–8]. Schätzungen gehen davon
aus, dass bei einer Durchimpfung
von ca. 80% der jungen Mädchen in
der Schweiz pro Jahr ungefähr 2000
Fälle von CIN2+ (40%), 142 neue
Diagnosen von Zervixkarzinomen
(62%) sowie 55 Todesfälle (62%)
verhindert werden könnten (Tabel-
le 1) [9]. Um die Public-Health-Ziele
zu erreichen (Reduzierung der
Krankheitslast, Optimierung der Se-
kundärprävention, Komplementari-
tät der Primär- und Sekundärpräven-
tion), wurden im Jahr 2007 von
BAG und EKIF Empfehlungen zur
HPV-Impfung herausgegeben [9], in
denen auch die Durchimpfungsziele
formuliert wurden: Bis 2012 soll die
Durchimpfung (3 Dosen pro Person)
bei 11- bis 14-jährigen Mädchen
80% (Basisimpfung) sowie bei den
15- bis 19-jährigen Mädchen 50%
(Nachholimpfung) betragen. Es ist
das Ziel, für alle Zielgruppen in der
Schweiz den Zugang zu Information
und zur HPV-Impfung gleichermas-
sen zu gewährleisten.

Für die Umsetzung dieser Impf-
strategie ergeben sich verschie-
dene zentrale Anliegen für die öf-
fentliche Gesundheit: Einerseits soll
der Nutzen der Impfung maximiert
werden (hohe Impfrate, einschliess-
lich der sozio-ökonomisch benach-
teiligten Gruppen, Impfung vor Be-
ginn sexueller Kontakte, Gabe von
3 Impfdosen, impfen im Rahmen
schulärztlicher Dienste wo mög-
lich). Gleichzeitig sollten die Kosten
möglichst gering gehalten (durch
Preisverhandlungen sowie länger-
fristig Anpassung des Vorgehens
betreffend Vorsorgeuntersuchun-
gen) und unerwünschte Folgen für
andere präventive Massnahmen
vermieden werden (vermehrte För-
derung der Vorsorgeuntersuchun-
gen und der «Safer Sex»-Botschaf-
ten).

1. EINLEITUNG

In der Schweiz wird nach den aktu-
ellen Angaben des National Insti-
tute for Cancer Epidemiology and
Registration (NICER) und des BAG
[1, 2] jährlich bei ca. 5000 Frauen
eine zervikale intraepitheliale Neo-
plasie Grad 2 oder höher (CIN2+) di-
agnostiziert, bei 229 Frauen ein Zer-
vixkarzinom, und ungefähr 88 Frauen
sterben jährlich an den Folgen eines
Zervixkarzinoms (Angaben aus den
Jahren 2003–2007). Damit liegt
das Zervixkarzinom an vierzehnter
Stelle aller Krebserkrankungen bei
Frauen in der Schweiz. Bei den
20–49-jährigen Frauen ist es hinge-
gen die vierthäufigste Krebserkran-
kung [1, 3]. Berücksichtigt man das
Verhältnis von In-situ-Krebsvorstu-
fen (CIN2 und CIN3 beziehungs-
weise «high-grade squamous intra-
epithelial lesion», HSIL) und Krebs-
erkrankungen (gemäss Angaben
des NICER in situ/maligne 11 : 1,
Daten vom Genfer Krebsregister),
so wird deutlich, dass ein grosser
Teil von Krebserkrankungen durch
die Vorsorgeuntersuchungen ver-
hindert werden kann [4]. Der Zu-
gang zu Information und die Teil-

nahme an den Vorsorgeuntersu-
chungen werden schweizweit von
den Frauen jedoch sehr unter-
schiedlich in Anspruch genommen,
abhängig besonders von sozioöko-
nomischen und geografischen Fak-
toren. Ausserdem bedeutet das
Screening sowie die Abklärung von
Krebsvorstufen gesundheitsökono-
misch wie auch für die Lebensquali-
tät der Patientinnen eine hohe Be-
lastung. Eine gesundheitsökonomi-
sche Erhebung aus dem Jahr 2007
kommt zum Schluss, dass die Kos-
ten des Screenings ungefähr 150
Mio. Franken/Jahr betragen; die
Nettokosten der Impfung werden
längerfristig auf ca. 5–9% der
Screeningkosten geschätzt [5]. Die
Ergänzung einer sekundärpräventi-
ven Screeningmassnahme durch
eine Impfung ist aus Public-Health-
Sicht sinnvoll: Letztere kann als
primärpräventive Massnahme die
Krankheitslast effektiver reduzie-
ren, da auch das Entstehen von Vor-
stufen und Folgeuntersuchungen
verhindert werden können. Das
Screening kann dadurch eine ver-
besserte Umsetzung erfahren, und
langfristig können Gesundheitskos-
ten reduziert werden.

Seit Herbst 2008 werden in allen Kanto-
nen HPV-Impfprogramme umgesetzt. Diese sind allerdings
sehr unterschiedlich organisiert, was sich auch in einer
sehr unterschiedlichen Durchimpfung widerspiegelt. Bis-
her wurden landesweit etwa ein Drittel der 11- bis 19-
jährigen Mädchen und jungen Frauen geimpft. Der grösste
Teil der Ärzteschaft ist der HPV-Impfung gegenüber grund-
sätzlich positiv eingestellt. Um die vorgegebenen Public-
Health-Ziele erreichen zu können, sind Adaptationen der
kantonalen Programme notwendig.

Tabelle 1:
Krankheitslast und Wirksamkeit der Impfung [1, 2, 9] (ausgegangen wird von
einer Durchimpfung von 80%)

Ohne Impfung Mit Impfung Verhinderte Fälle

CIN 2+ 5000/Jahr 3000 2000 (40%)

Zervixkarzinom 229/Jahr 87 142 (62%)
(2003–2007)

Todesfälle 88/Jahr 33 55 (62%)
(Zervixkarzinom) (2003–2007)

Inzidenz

Outcome
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3. KOSTENÜBERNAHME UND
VERGÜTUNG

Die Übernahme der Kosten für die
Impfung wurde an die Umsetzung
im Rahmen kantonaler Impfpro-
gramme gebunden. Diese müssen
gewisse Mindestanforderungen, die
in der Leistungsverordnung festge-
legt sind, erfüllen, damit die Impfung
ohne Franchise durch die Kranken-
pflegeversicherung entschädigt wird
(unter anderem die Information der
Zielgruppe, zentraler Kauf des Impf-
stoffes, Anstreben einer vollständi-
gen Impfung, Datenerhebung) [1,
10]. Seit Januar 2008 ist die Entschä-
digung durch die obligatorische
Krankenpflegeversicherung in Kraft.

Da der Impfstoff nicht in der Spe-
zialitätenliste aufgeführt ist und daher
nicht getrennt vom eigentlichen
Impfakt verrechnet werden kann,
mussten die Tarife und die Bedingun-
gen der Rückerstattung spezifisch
festgelegt werden. Das Vergütungs-
system basiert daher auf einer Zen-
tralisierung der Rechnungsstellung
auf Ebene der Kantone [11]: Nach
Auslieferung des Impfstoffes durch
die Hersteller an die Ärzte (teilweise
minimale Anzahl Impfdosen bezie-
hungsweise Lieferbedingungen von
Kantonen individuell festgelegt) und
der Durchführung der Impfung durch
diese stellen beide eine Rechnung an
die Kantone. Die Kantone bezahlen
Impfstoff und Impfakt separat an die
Hersteller und die Leistungserbringer
und stellen ihrerseits eine Sammel-
rechnung über die applizierten Imp-
fungen an Santésuisse (ausgehan-
delte Pauschalvergütung Stand 2010:
91.50 CHF pro Impfung, davon 66.60
CHF für den Impfstoff und 23.70 CHF
für den Impfakt). Diese wiederum
verteilt die Kosten auf die einzelnen
Krankenversicherer.

4. UMSETZUNG DER IMPFPRO-
GRAMME IN DEN KANTONEN

Im September 2008 konnten die
kantonalen Impfprogramme star-
ten. Das oben beschriebene, zwi-
schen Herstellern, Gesundheitsdi-
rektorenkonferenz (GDK) und San-
tésuisse ausgehandelte Vergü-
tungssystem für die Impfpauschale
(Impfstoff und Impfakt) entspricht
nicht dem üblichen Vorgehen und
bedeutet für die Akteure teilweise
eine administrative sowie finan-
zielle Zusatzbelastung. Ebenso be-
deuten diese Bedingungen eine or-
ganisatorische Herausforderung bei
der praktischen Durchführung der
Programme [11].

Im Verlauf des ersten Jahres
zeichnete sich ab, dass sich die kan-
tonalen Programme teilweise er-
heblich hinsichtlich der Aktivitäten
im Rahmen von schulärztlichen
Diensten und den Angeboten für
die jungen Frauen nach Ende der
obligatorischen Schulzeit (alleinige
Verteilung von Informationsmate-
rial, Schulimpfungen oder auch
Impfaktionen) sowie der Einbin-
dung der niedergelassenen Ärzte in
die Impfprogramme unterschieden.
Auch die Methoden und der Auf-
wand bei der Informationsvermitt-
lung (verwendetes Informationsma-
terial, vorhandenes Personal) vari-
ierten.
Die Evaluation der bisherigen Um-
setzung der Impfprogramme sowie
deren Erfolg im Hinblick auf die ge-
setzten Public-Health-Ziele (sofern
nach diesem kurzen Zeitintervall be-
urteilbar) werden in Form von Um-
fragen und Erhebungen durchge-
führt (Tabelle 2).

5. EVALUATION

5.1 PLANeS
Die Schweizer Stiftung für sexuelle
und reproduktive Gesundheit PLA-
NeS hat im Zeitraum Juli bis Sep-
tember 2009 im Auftrag des BAG
eine Umfrage bezüglich der Umset-
zung der Impfprogramme in den
Kantonen durchgeführt, wobei fol-
gende Bereiche im Vordergrund
standen [12]:
1. Organisation der kantonalen Pro-
gramme,
2. Informationsvermittlung an die
jungen Mädchen und ihre Eltern,
3. Integration des Impfprogramms
und die Zusammenarbeit der einzel-
nen Akteure.
Neben Fragebögen an die Kantons-
ärztInnen wurden auch elektroni-
sche Daten auf den Internetseiten
der Kantone gesammelt.

22 Kantone beantworteten den
Fragebogen (die Kantone Bern,
Genf, Graubünden und Tessin nah-
men nicht an der Befragung teil),
wobei die Beantwortung einzelner
Fragen teilweise unvollständig war.
In 13 Kantonen impfte der schul-
ärztliche Dienst (in zwei Kantonen,
Jura und Nidwalden, ausschliess-
lich), in 20 Kantonen war die Imp-
fung bei Privatärzten möglich (in 3
Kantonen impften nur Privatärzte, in
11 Kantonen gab es eine Liste der
zugelassenen Privatärztinnen, in
2 Kantonen impften alle Privatärzte)
und in 11 Kantonen konnten sich die
Mädchen zudem auch in Spitälern
impfen lassen. Von den oben ge-
nannten Diensten gab es verschie-
dene Kombinationen, wobei die
Kombination schulärztlicher Dienst,
PrivatärztInnen und Spitäler in sechs
Kantonen am häufigsten war. Elf
Kantone (52% bei 21 Antworten, alle
aus der Westschweiz) koordinierten
die Impfung mit anderen Impfungen.

Zur Informationsvermittlung be-
nutzten alle Kantone das Material
des BAG, 15 Kantone boten zusätz-
lich weiteres Material an (eigenes
oder das anderer Anbieter). Zehn
Kantone verteilten Briefe und In-
formationen über den schulärztli-
chen Dienst an die Mädchen, fünf
Kantone versendeten individuelle
Schreiben. Die meisten Kantone
sehen die Ärzte, die Krebsligen und
die Medien als wichtigste Informa-
tionsquelle für interessierte Mäd-
chen.

� � � � � � Übertragbare Krankheiten

Tabelle 2
Evaluation der HPV-Impfung

Zeitraum Erhebung Evaluation durch

2009 Umsetzung in den Kantonen PLANeS
2010 Umfrage bei niedergelassenen Ärzten Infovac
2008–… Monatl. Daten über die ausgelieferten Dosen Produzent
2008–… Unerwünschte Wirkungen Swissmedic
2008–… Durchimpfung nach Altersgruppen Kantone
2009–… Durchimpfung bei 16-Jährigen Routinemonitoring
2011–… Epidemiologische Auswirkungen* Bund
*muss noch abschliessend definiert werden
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Die von 10 Kantonen mitgeteilten
preliminären Durchimpfungsraten
für die 11- bis 14-jährigen Mädchen
im Schuljahr 2008/2009 variierten
zwischen 3% und 80% und waren
höher in den Kantonen mit Impfun-
gen durch den schulärztlichen
Dienst (44–80%) als in denen ohne
(3–25%) (Tabelle 3).

18 Kantone berichten über eine
Form der zentralen Datenerhebung,
die jedoch betreffend Inhalt und
Form variiert. Dies erschwert es,
die kantonalen Angaben direkt mit-
einander zu vergleichen.

5.2 Ausgelieferte Dosen
Berechnet man die Durchimpfung
auf Grundlage der vertriebenen
Impfdosen geteilt durch die Popula-
tion im Alter von 11 bis 19 Jahren
sowie drei Dosen pro Person, kann
sie in der Schweiz Anfang 2010 auf
36% geschätzt werden (57% in der
französischsprachigen Schweiz,
29% in der Deutschschweiz).

5.3 Infovac
Die Eidgenössische Kommission
für Impffragen (EKIF) führte un-
ter den niedergelassenen Ärzten,
die Abonnenten bei Infovac
(www.infovac.ch) sind, eine Um-
frage zur Beurteilung der kantona-
len HPV-Impfprogramme durch. In-
fovac ist eine schweizerische On-
line-Informationsplattform zu Imp-
fungen und den damit verbundenen

Themen für Fachleute sowie für die
allgemeine Bevölkerung. Eine Ana-
lyse der Daten von 243 Ärzten aus
der lateinischen Schweiz und von
531 Ärzten aus der Deutschschweiz
(aus 17 Kantonen) ergab folgendes
Bild:

Die meisten Antworten kamen
aus Zürich (13%), Bern (11%), der
Waadt (9%) und Genf (7%). Sowohl
in der lateinischen (CH-L) wie in der
Deutschschweiz (CH-D) nehmen
ungefähr drei Viertel der antworten-
den Ärzte an den Impfprogrammen
teil: meist in der eigenen Praxis
(CH-L: 69%, CH-D: 70%), aber auch
im Rahmen des schulärztlichen
Dienstes (CH-L: 23%, CH-D: 20%).
Die grosse Mehrheit der antworten-
den Ärzte ist der HPV-Impfung ge-
genüber positiv eingestellt (CH-L
:82%, CH-D: 77%). Nur 3% der
Ärzte der lateinischen und 6% der
Deutschschweiz haben sich dage-
gen ausgesprochen. 79% der be-
fragten Ärzte in der lateinischen
Schweiz beurteilten die Umsetzung
der kantonalen Programme als zu-
friedenstellend bis gut; 60% der be-
fragten Ärzte in der Deutsch-
schweiz beurteilten sie jedoch als
unbefriedigend bis schlecht. Unge-
fähr ein Drittel bis gut die Hälfte der
Ärzte beurteilen die Unterstützung
der Programme durch die kantonale
Gesundheitsdirektion als ungenü-
gend (besonders in der Deutsch-
schweiz, CH-D: 59%, CH-L: 29%).

Als Informationsquellen bezüglich
der HPV-Impfung dienten den Ärz-
ten hauptsächlich Infovac,
BAG/EKIF und die Kantone. In bei-
den Landesteilen beurteilten
50–60% der befragten Ärzte die
Kommunikation und Informations-
vermittlung von BAG und EKIF be-
ziehungsweise vom Kanton betref-
fend die kantonalen Programme für
das Schuljahr 2009/2010 als unge-
nügend. Auch die Information der
Zielgruppen durch den Kanton
wurde überwiegend als ungenü-
gend beurteilt (CH-L: 57%, CH-D:
71%). Die Informationsvermittlung
fand hauptsächlich durch die Kan-
tone beziehungsweise den schul-
ärztlichen Dienst oder durch die
Ärzte selber statt. Allerdings wur-
den die durch die Institutionen zur
Verfügung gestellten Materialien
(Factsheet, Flyer) nur von einem Teil
der Ärzte in Anspruch genommen
(je nach Material 25–55%).

Besonders der zusätzliche admi-
nistrative und finanzielle Aufwand
wird von einem Drittel bis zur Hälfte
der Ärzte (besonders in der
Deutschschweiz) als hoch bis zu
hoch eingeschätzt: Gut die Hälfte
der teilnehmenden Ärzte erhalten
aktuell höchstens 15–19 CHF/Dosis
(CH-L: 60%, CH-D: 57%). Diese
Entschädigung wird von einem
gleich hohen Anteil der Ärzte als un-
befriedigend beurteilt (CH-L:
50%/CH-D: 64,4%). Ein Drittel der
Ärzte berichten, dass sie die Kosten
der nicht verabreichten Impfungen
selber tragen müssen.

Über zwei Drittel der antworten-
den Ärzte schätzen, dass es durch
eine Verbesserung der kantonalen
Programme (unter anderem durch
den verstärkten Einbezug der nie-
dergelassenen Ärzte aber auch
durch eine Verbesserung der schul-
ärztlichen Impfaktionen) möglich
sein sollte, in ihrem Kanton mehr
als 60% der jungen Mädchen zu
impfen. 70% der Ärzte der lateini-
schen Schweiz und 37% der Ärzte
der Deutschschweiz halten die
schulärztliche Impfung für ausrei-
chend gut organisiert. Aktuell schät-
zen 37% der Ärzte aus der lateini-
schen und 10% aus der Deutsch-
schweiz, dass mehr als 60% ihrer
Patientinnen im empfohlenen Alter
im Schularztdienst geimpft worden
sind. Nach Verbesserung der Pro-
gramme würden dies 70% (CH-

� � � � � � Übertragbare Krankheiten

Tabelle 3
Evaluation PLANeS: Durchimpfung 2008/2009 nach Angaben der Kantone
(provisorisch, in Prozentangaben)

11- bis 14-jährig 15- bis 19-jährig
� 1 D 3 D � 1 D 3 D

BS* 56

FR* 65–70 60–65

JU* 76 74 60 57

NE* 44 44

NW* 60 57 20 19

VS* 70–80 70–80

SO 20 30

SZ 17 10 19 11

TG 25 20 25 20

ZG 3 5
*Impfungen in Schulen, D = Dosis
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L)/54% (CH-D) der Ärzte für möglich
halten. Die aktuellen Impfraten in
Privatpraxen werden als eher gering
eingeschätzt; über 60% der Ärzte
sehen aber ein Potenzial bei Verbes-
serung der Programme in der Pri-
vatpraxis, um Impfraten von über
60% zu erreichen.

Obwohl die grosse Mehrheit der
Ärzte in der Infovac-Befragung
keine schweren Impfnebenwirkun-
gen (ca. 95%) und kein vermehrtes
Auftreten von Synkopen im Ver-
gleich zu anderen Impfungen in die-
ser Altersgruppe beobachtet hat
(ca. 90%), glaubt ein Viertel bis
knapp die Hälfte der Ärzte, dass die
Furcht vor Nebenwirkungen immer
noch ein hemmender Faktor ist.

Ungefähr drei Viertel der Ärzte
sind bereit, sich unter gewissen Be-
dingungen mehr zu engagieren.
Dazu gehört besonders eine ver-
besserte Logistik, die den Zugang
zum Impfstoff, sowohl was Auslie-
ferungsbedingungen als auch was
Bestellung einer kleinen Anzahl
Impfdosen ohne Extrakosten be-
trifft, erleichtert (ca. 56%) und die
den Modalitäten der anderen Impf-
stoffe entspricht (ca. 55%). Ausser-
dem Verrechnungsmodalitäten wie
bei anderen Impfungen (direkte Ver-
rechnung, ca. 53%), eine bessere fi-
nanzielle Entschädigung (ca. 43%),
eine Indikationserweiterung auf
Mädchen bis 19 Jahre (auch über
das Jahr 2012 hinaus, ca. 39%) so-
wie jährliche Informationskampa-
gnen (ca. 34%). Hierbei gab es zwi-
schen lateinischer Schweiz und
Deutschschweiz teilweise Unter-
schiede hinsichtlich der Prioritäten-
setzung.

5.4 Unerwünschte Wirkungen
Seit 2007 wurden Swissmedic 117
unerwünschte Wirkungen bei jun-
gen Frauen zwischen 12 und 35
Jahren in zeitlicher Beziehung zur
Impfung mit Gardasil® gemeldet.
Dies steht in Beziehung zu 300 000
bzw. 120 000 Dosen, die im Jahr
2008/09 bzw. im Jahr 2009/2010 im
Rahmen der kantonalen Impfpro-
gramme ausgeliefert worden sind.
Die Zahl der Impfungen ausserhalb
dieser Programme ist nicht be-
kannt. Von diesen gemeldeten un-
erwünschten Wirkungen wurden
18 als medizinisch relevant und 15
als schwerwiegend im engeren
Sinne (Synkopen, Fieber mit Be-

gleiterscheinungen, Myalgien, Ar-
thralgien sowie ein Fall von Ence-
phalomyelitis, siehe hierzu den im
Oktober 2010 im BAG-Bulletin pu-
blizierten Bericht der Swissmedic)
beurteilt [13]. Dabei ist anzufügen,
dass eine Meldung an Swissmedic
nicht automatisch bedeutet, dass
ein tatsächlicher Zusammenhang
mit der Impfung besteht.

6. SCHLUSSFOLGERUNGEN UND
PERSPEKTIVEN IM JAHR 2010

Zum aktuellen Zeitpunkt kann auf
Grundlage der vorliegenden Infor-
mationen festgestellt werden, dass
das Erreichen der gesetzten Durch-
impfungsziele grundsätzlich mög-
lich ist, wenn auch nicht unbedingt
im vorgesehenen Zeitrahmen: Ei-
nige Kantone haben die Ziele bei-
nahe oder bereits erreicht. Für eine
umfassendere Zielerreichung sind
jedoch gewisse Adaptationen der
Programme nötig. Aufgrund der un-
terschiedlichen Umsetzungen und
Bedingungen in den Kantonen ist
der Zugang zu Information und Imp-
fung zum aktuellen Zeitpunkt nicht
gleichermassen gewährleistet. Dies
zeigt sich in einer grossen Spann-
weite der beobachteten Durchimp-
fungsraten.

Impfen im Rahmen des schulärzt-
lichen Dienstes scheint effektiv und
gut organisierbar zu sein, allerdings
sind in den meisten Kantonen die
niedergelassenen Ärzte die primäre
Impfinstanz. Neben einer Auswei-
tung und Verbesserung von Impf-
programmen im Rahmen schulärzt-
licher Dienste wäre es deshalb
wünschenswert, mehr niedergelas-
sene Ärzte in die Impfprogramme
einzubinden, damit alle Mädchen
den gleichen Zugang zur Impfung
haben. Es sollte deshalb geprüft
werden, ob der logistische Auf-
wand und die Entschädigung der
Ärzte angepasst werden können.
Generell ist die befragte Ärzteschaft
der Impfung gegenüber positiv ein-
gestellt, die Zufriedenheit mit den
kantonalen Programmen ist jedoch
sehr unterschiedlich.

Da die Schwierigkeiten der einzel-
nen kantonalen Impfprogramme
grösstenteils unterschiedlich gela-
gert sind, werden voraussichtlich
auch die Adaptationen unterschied-
licher Art sein. Insbesondere wer-

den die Anpassungen für die latei-
nischsprachigen und die deutsch-
sprachigen Kantone voraussichtlich
verschiedene Schwerpunkte ha-
ben, da die Umsetzung unter-
schiedlich erfolgte und Probleme
und Prioritäten teils anders gelagert
sind. Dies liegt im Aufgabenbereich
der einzelnen Kantone.

Eine verbesserte Informations-
vermittlung vonseiten des
BAG/EKIF und der Kantone an die
Mädchen und die Ärzte scheint aber
gesamtschweizerisch ein Anliegen
zu sein. Dabei ist auch gerade eine
erneute explizite Aufklärung bezüg-
lich des Nebenwirkungsprofils zu
berücksichtigen.

Seit 2010 ist in der Schweiz ne-
ben Gardasil® der zweite Impfstoff
Cervarix® zugelassen. Zum aktuel-
len Zeitpunkt scheint es keine we-
sentlichen Unterschiede bezüglich
Wirksamkeit und Nebenwirkungs-
profil zwischen den beiden Impf-
stoffen zu geben [14].

In Zusammenarbeit mit allen be-
teiligten Partnern sollen in einer Ar-
beitsgruppe die Kernpunkte zum Er-
reichen einer landesweiten Durch-
impfung von 80% analysiert sowie
Strategien zur Verbesserung der
Umsetzung der HPV-Impfung in den
Kantonen und der finanziellen Rah-
menbedingungen entwickelt wer-
den. Ein weiteres wichtiges Anlie-
gen wird es sein, eine epidemiologi-
sche Surveillance zu etablieren, um
die effektiven Auswirkungen der
Impfprogramme beurteilen zu kön-
nen. �
Weitere Informationen
Bundesamt für Gesundheit
Direktionsbereich Öffentliche Gesundheit
Abteilung Übertragbare Krankheiten
Telefon 031 323 87 06
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